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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 181/73 zur Festiegung der Grundregein des Systems der Ausgieichsbeträge 
für Rindfieisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 Unterzeichne- 
ten Vertrag über den Beitritt neuer Mitgliedstaaten 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur 
Europäischen Atomgemeinschaft ^), insbesondere auf 
Artikel 62 Absatz 1 der beigefügten Akte, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Bewegungen des Einfuhrpreises im Sektor 
Rindfleisch können zur Festsetzung von Abschöpfun- 
gen führen, deren Betrag unter dem zu erhebenden 
Ausgleichsbetrag liegt, der gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 181/73 des Rates vom 23. Januar 1973 zur 
Festlegung der Grundregeln des System der Aus- 
gleichsbeträge für Rindfleisch 2) festgesetzt und auf 
der Grundlage des Unterschieds der Orientierungs- 
preise berechnet wird. Es empfiehlt sich demnach, 
die Begrenzung dieses Ausgleichsbetrages auf den 
Betrag der Abschöpfung vorzusehen. 

Um Verkehrsverlagerungen zu vermeiden, ist es 
notwendig, die sich aus dieser Begrenzung ergeben- 
de Verminderung auf alle Ausgleichsbeträge für das 
betreffende Erzeugnis anzuwenden; 

Die in Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 181/73 
vorgesehene Nichtanwendung der Ausgleichsbeträge 
für die in Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 805/ 
68 genannten zur Mast bestimmten Kälber und Jung- 
rinder wirft insbesondere deshalb gewisse Probleme 
auf, weil diese Tiere sich von den anderen lebenden 
Tieren nur durch ihre Bestimmung zur Mast unter- 
scheiden. Deshalb muß die bestehende Regelung an- 
gepaßt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 181/73 wird 
durch folgenden Artikel ersetzt: 


„Artikel 7 

1. Der im Handel zwischen den neuen Mitgliedstaa- 
ten und der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung zu erhebende Ausgleichsbe- 
trag darf in keinem Falle höher sein als die für 
das gleiche Erzeugnis geltende Abschöpfung. 

2. Wird ein Ausgleichsbetrag in Anwendung von 
Absatz 1 vermindert, so werden die übrigen zu 
erhebenden oder zu gewährenden Ausgleichs- 
beträge, die für das gleiche Erzeugnis gelten, um 
den gleichen Betrag gesenkt. 

Ist der Betrag der Verminderung höher als der Aus- 
gleichsbetrag, so ist dieser gleich Null. 

Für die in Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 
805/68 genannten Kälber und Jungrinder sind die an- 
deren als der in Absatz 1 genannte Ausgleichsbetrag 
die gleichen wie für die anderen Kälber und ausge- 
wachsenen Rinder." 

Artikel 2 

In die Verordnung (EWG) Nr. 181/73 wird folgen- 
der Artikel eingefügt: 

„Artikel 7 a 

Wird die Abschöpfung für zur Mast bestimmte Käl- 
ber und Jungrinder gemäß Artikel 11 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 805/68 nicht erhoben, so wird der 
Zollsatz im Handel der neuen Mitgliedstaaten un- 
tereinander und mit der Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung gemäß dem genann- 
ten Artikel gesenkt." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 29. Oktober 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 9 
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Begründung 


Der vorliegende Verordnungsentwurf hat zum 
Zweck, einen Artikel 7 in die Verordnung (EWG) 
Nr. 181/68 aufzunehmen, der besagt, daß der „Bei- 
tritts" -Ausgleichsbetrag, der beim Handelsverkehr 
zwischen den neuen Mitgliedstaaten und der Ge- 
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammenset- 
zung zu erheben ist, die auf die fraglichen Erzeug- 
nisse anzuwendende Abschöpfung nicht übersteigen 
kann. 

Artikel 6 der genannten Verordnung sieht vor, daß 
der „Beitritts" -Ausgleichsbetrag um denselben Vom- 
hundertsatz zu vermindern ist als derjenige, der auf 
die Abschöpfungen angewendet wird, die sich aus 
der Höhe des gemeinschaftlichen Marktpreises im 
Verhältnis zum Einfuhrpreis ergeben. 

Derzeitig ist der Einfuhrpreis höher als der in den 
neuen Mitgliedstaaten geltende Orientierungspreis. 
Die Abschöpfung ist 0 und der „Beitritts "-Ausgleichs- 
betrag, der auf Einfuhren von Tierkörpern von aus- 
gewachsenen Rindern aus Irland und dem Vereinig- 
ten Königreich erhoben wird, beträgt 7,12 RE/100 kg. 

Aufgrund dieser Tatsache hat die irländische Dele- 
gation die Aufmerksamkeit des Rates und der Kom- 
mission auf die Schwierigkeiten gelenkt, welche die 
irländischen Ausfuhren im Verhältnis zu den Aus- 
fuhren aus dritten Ländern auf den Märkten der Ge- 
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammenset- 
zung antreffen. 

Der vorliegende Verordnungsentwurf soll dieser 
Lage, die ein politisches und wirtschaftliches Problem 
für Irland darstellt, Abhilfe schaffen. 

Der vorgeschlagene Artikel 7 a stellt eine Anpas- 
sung des zur Zeit bestehenden Artikels 7 dar. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. November 1973 - Il4 (IV fl )- 53070 -B- Ri 22/73: 

Der Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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